
 

 

FÖS-THEMENPAPIER (03/2018) 

Eine Pflanzenschutzmittelabgabe für Deutschland?  
Pflanzenschutzmittel sind ein fester Bestandteil der modernen Landwirtschaft. Ziel 
ist es, Pflanzen vor Schadorganismen (Tiere, Pilze, Bakterien oder Viren) zu schützen 
sowie Begleitvegetation zu minimieren und dadurch Erträge zu maximieren. 
Pflanzenschutzmittel wirken jedoch nicht nur auf Schadorganismen toxisch, 
sondern beeinträchtigen, insbesondere bei übermäßiger Nutzung, die Artenvielfalt 
und können über Eintrag in Böden und Gewässer die Gesundheit des Menschen 
gefährden. Neben Schulungen zum verminderten und effizienteren Einsatz von 
Pestiziden sowie einem effektiven ordnungsrechtlichen Rahmen, kann eine Abgabe 
auf Pestizide einen Beitrag zur Reduktion der externen Effekte leisten. Erfahrungen 
aus anderen europäischen Ländern können dabei Orientierung für die deutsche 
Diskussionen geben. 

Von Alexander Mahler und Matthias Runkel. 

 

Einführung 

Pestizide lassen sich in Pflanzenschutzmittel (PSM) und 
Biozide unterteilen. Letztere werden außerhalb der 
Landwirtschaft hauptsächlich als Desinfektionsmittel, im 
Produktschutz oder zur Schädlingsbekämpfung genutzt 
(Sachverständigenrat für Umweltfragen 2016). PSM um-
fassen Herbizide, Fungizide, Wachstumsregler und Insek-
tizide und können einen oder mehrere Wirkstoffe enthal-
ten (UBA 2015). Hierbei existieren biologische oder che-
mische Produkte, die in der Landwirtschaft eingesetzt 
werden, um den Schutz von Kulturpflanzen vor bestimm-
ten Organismen, wie unerwünschten Ackerbegleitkräu-
tern, schädlichen Insekten oder Pilzbefall durch deren 
Schädigung oder Abtötung zu gewähren und so den 

landwirtschaftlichen Ertrag maximieren. PSM werden vor 
allem in der Forst- und Landwirtschaft benutzt, aber auch 
an Gleisanlagen, privaten Gärten, Wegen oder Plätzen 
(Möckel et al. 2015)..  

Ökologische und gesundheitliche 
Risiken 

Der Einsatz von Pestiziden hat ökologische und gesund-
heitliche Kosten in unterschiedlichen Dimensionen. Bei 
übermäßigem Einsatz schadet er der biologischen Vielfalt, 
Gewässern, Böden und damit letztendlich auch dem 
Menschen. 

Biodiversität: Intensive Formen der Landbewirtung sind 
laut Artenschutz-Report des Bundesamtes für Natur-
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schutz (BfN 2015) die größte Ursache für den Rückgang 
der Artenvielfalt in Deutschland: Besonders der Einsatz 
von Pflanzenschutzmitteln schadet den Ökosystemen, 
verdrängt die dortige Vegetation und bedroht Habitate. 
Die negativen externen Effekte von Pestiziden spiegeln 
sich in ihrer breiten Wirkung in der Verarmung der Pflan-
zenwelt sowie verschiedener Tierarten wider. Ihr Einsatz 
bedroht unterschiedliche Pflanzen und somit dazugehö-

rige Nahrungsketten bestehend aus Vögeln und Säugern. 
Der Rückgang von blütenbestäubenden Insekten wird 
ebenfalls mit dem Einsatz von Pestiziden in Verbindung 
gebracht (SRU 2016). 

Bodenqualität: Dem Eintrag von Pestiziden folgt eine 
Abnahme der Bodenfruchtbarkeit durch die Schädigung 
wichtiger Bodenorganismen. Dies führt zu Einbußen in 
der Landwirtschaft.   

Wasserqualität: Ein negativer Einfluss auf die Wasser-
qualität zeigt sich darin, dass PSM auf unterschiedlichem 
Wege, beispielsweise durch Abschwemmung oder Versi-
ckerung, von Feldern in Gewässer, Saumbiotope und das 
Grundwasser gelangen können. Diese Belastung ist wie-
derum mit verantwortlich für den Artenrückgang von 
Tieren in Gewässern von Agrarlandschaften (Sachver-
ständigenrat für Umweltfragen 2016). 

Mensch: Die gesundheitlichen Risiken für den Menschen 
entstehen entweder direkt bei der Ausbringung oder 
durch Rückstände am oder im Produkt sowie der Belas-
tung des Grundwassers mit Pestiziden. Diese können 
durch das Trinkwasser oder durch landwirtschaftliche 

Produkte in Lebensmittel gelangen und Grenzwerte 
überschreiten (BMEL 2013). Die Folge sind Gesundheits-
risiken und -schäden in der Bevölkerung (UBA 2017a). 

Die genaue Höhe der negativen ökologischen und ge-
sundheitlichen Externalitäten durch den Einsatz von 
Pestiziden kann laut Möckel et al. (2015) kaum vollständig 
ermittelt werden. Direkte Kosten entstehen jedoch für die 
Anwender_innen und Verbraucher_innen durch aufwän-

digere Trinkwasseraufbereitung, Lebensmittelüberwa-
chung, Maßnahmen zum Schutz vor Pflanzenschutzmit-
teln sowie bei der Forschung zum Pflanzenschutz und zu 
Alternativen zu synthetischen Pestiziden. 

Pestizideinsatz in Deutschland 

Im Jahr 2015 wurden in Deutschland über 100.000 Ton-
nen PSM mit rund 35.000 Tonnen Wirkstoffen verkauft. 
Pro Hektar landwirtschaftlicher Fläche wurden in 
Deutschland rund neun Kilogramm PSM bzw. 2,5 Kilo-
gramm Wirkstoffe eingesetzt (UBA 2015). Herbizide, 
gefolgt von Fungiziden und Insektiziden, machen dabei 
den größten Anteil aus (vgl. Abbildung 1). 

Der Inlandsabsatz an Wirkstoffen variiert u.a. aufgrund 
der Witterungsbedingungen. Neben den jährlichen 
Schwankungen zeichnet sich aber ein genereller Anstieg 
des Absatzes ab — trotz des verschärften ordnungsrecht-
lichen Rahmens innerhalb der europäischen Pflanzen-
schutzmittelverordnung und des deutschen Pflanzen-
schutzgesetzes.
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Abbildung 1: Inlandsabsatz an Wirkstoffen in t/a in Deutschland (ohne inerte Gase zum Vorratsschutz) 

 
Quelle: Eigene Darstellung nach UBA (2017)  

 

 

 

Politischer Rahmen 

Verschiedene umweltpolitische Ziele auf Bundes- und 
EU-Ebene in den Bereichen Pflanzen-, Anwender_innen-, 
Verbraucher_innen- und Naturschutz adressieren den 
Einsatz von Pflanzenschutzmitteln. So wird innerhalb der 
europäischen Pflanzenschutzmittelverordnung und des 
deutschen Pflanzenschutzgesetzes sichergestellt, dass 
sich nur PSM auf dem Markt befinden, welche auf ihre 
Umweltwirkungen überprüft wurden (UBA 2017a).  

Des Weiteren enthält der Nationale Aktionsplan zur 
nachhaltigen Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
Maßnahmen, die die bestehenden Regelungen unter-
stützen sollen (BMEL 2013). 

 Europäische Zielsetzung: Die Pestizidrahmen-
Richtlinie 2009/128 und EU-Wasserrahmen-
Richtlinie 2000/60 verlangen, den Einsatz von Pesti-
ziden zu reduzieren sowie den Eintrag in die Umwelt 
zu minimieren und Nutzer_innen an den gesellschaft-
lichen Kosten zu beteiligen. Die nach europäischem 
Recht verbindlichen Grundsätze für integrierten 
Pflanzenschutz fordern zudem seit 2014, dass Pestizi-
de nur bei fehlenden Alternativen und fachlicher 
Notwendigkeit eingesetzt werden dürfen (Möckel et 
al. 2015). 

 Nationaler Aktionsplan (NAP): Der Nationale Akti-
onsplan sieht eine 30-prozentige Reduktion der Risi-
ken der PSM-Anwendung für den Naturhaushalt bis 
2023 (gegenüber dem Mittelwert der Jahre 1996 – 
2005) sowie die Begrenzung der PSM-Anwendung 
auf das notwendige Maß vor. Auch die Förderung des 
integrierten Pflanzenschutzes und des ökologischen 

Landbaus werden als zielführende Maßnahmen ver-
folgt. Rückstandshöchstgehaltsüberschreitungen in 
allen Produktgruppen bei einheimischen und impor-
tierten Lebensmitteln sollen bis 2021 auf 1% reduziert 
werden. Des Weiteren fordert der Aktionsplan die Re-
duzierung der gesundheitlichen Auswirkungen che-
mischer PSM auf Anwender_innen und Verbrau-
cher_innen zu minimieren (BMEL 2013). 

 Grünbuch: Das Grünbuch des BMEL (2016) zählt die 
Minimierung des Pestizideintrags zu den vordringli-
chen Aufgaben  und verspricht die Anstrengungen zu 
erhöhen.  

Trotz des verschärften ordnungsrechtlichen Rahmens 
steigt der Inlandsabsatz von Pestiziden in Deutschland in 
der Tendenz seit vielen Jahren (BVL 2015). Zudem ist ein 
unsachgemäßer und/oder übermäßiger Einsatz von PSM 
mit entsprechenden Umweltwirkungen zu beobachten 
(Gawel et al. 2011).  

Die zuvor beschriebenen Schäden fallen jedoch nicht bei 
den Verursacher_innen an, sondern werden von den Ge-
schädigten getragen. Die Kosten werden derzeit unzu-
reichend im Produktpreis abgebildet. Die mangelnde 
Internalisierung dieser Kosten ist ein Grund für den über-
mäßigen Einsatz.  

Eine Steuer oder Abgabe auf Pestizide würde ein Preis-
signal setzen. Durch die Lenkungswirkung könnten die 
externen Effekte auf Mensch und Umwelt verringert wer-
den und die Kosten zumindest teilweise die Verursa-
cher_innen belasten (Möckel et al. 2015). 
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Wirkung von Preissignalen 

Die Besteuerung von Pestiziden hat als Ergänzung zum 
bestehenden Policy-Mix großes Potential, die Risiken des 
Pestizideinsatzes für Mensch und Umwelt auf ökono-
misch effiziente Weise zu reduzieren. Eine Abgabe oder 
Steuer kann zur verursachergerechten Internalisierung 
der Kosten beitragen, den Einsatz generell vermindern 
und eine Substituierung zu weniger schädlichen Mitteln 
und Verfahren befördern (siehe z. B. Finger et al. 2017; 
Gawel et al. 2011). Darüber hinaus kann ein nachfragesei-
tiger Innovationsdruck entstehen, der die Entwicklung 
weniger schädlicher Produkte und verbesserte Ausbrin-
gungsverfahren anregt.    

In unterschiedlichen Varianten existieren Pestizidsteuern 
z. B. in Dänemark, Frankreich, Norwegen und Schweden. 
Eine Analyse der verschiedenen Ansätze liefern u.a. Bö-
cker/Finger (2016) und Möckel et al. (2015). Die Einfüh-
rung eines solchen Instruments, das die gesundheits- und 
umweltschädlichen Risiken der Mittel berücksichtigt, 
wurde für Deutschland bereits an verschiedenen Stellen 
empfohlen (siehe z. B. Gawel et al. 2011, Möckel et al. 2015 
und Sachverständigenrat für Umweltfragen 2016).  

Gegenüber ordnungsrechtlichen Instrumenten hat eine 
Pestizidsteuer o.ä. entscheidende Vorteile bzw. könnte 
diese sinnvoll ergänzen. Aufgrund der Vielzahl an Betrie-
ben in Landwirtschaft, Gartenbau und Forstwirtschaft ist 
die Einhaltung von Vorgaben und Gesetzen kaum zu 
kontrollieren. Laut Möckel et al. (2015) lag die Kontroll-
quote im Jahr 2013 bei 1,8 %. Ein finanzieller Anreiz hinge-
gen bringt die Ziele der Gesellschaft (Minimierung der 
Umweltrisiken) mit den Zielen der Landwirt_innen (Maxi-
mierung des Profits) weiter in Einklang.  

Ausgestaltungsoptionen 

Für die Ausgestaltung einer Pestizidbesteuerung ist ent-
scheidend, dass die Steuer einen möglichst großen Teil 
der externen Kosten abbildet. Das Umweltrisiko ist in 
erster Linie abhängig von der Schädlichkeit und Intensität 
des eingesetzten Wirkstoffes, weniger von der eingesetz-
ten Menge. Ähnlich, wie z. B. in Dänemark sollte sich eine 
Steuer daher an einem Indikator der Schädlichkeit be-
messen.  

Eine risikobasierte Steuer würde schädlichere Mittel 
stärker verteuern und den Einsatz weniger intensiver 
Mittel fördern. Eine allein mengenbasierte Ausgestaltung 
hätte voraussichtlich negative, unbeabsichtigte Folgen. 
Unter anderem weil die Pestizidmenge mit dem Einsatz 
besonders aggressiver Mittel reduziert werden kann.  

Die Folge wäre ein reduzierter, aber qualitativ schädliche-
rer Pestizideinsatz. Aufgrund der geringen Nachfra-
geelastizität von Pestiziden wäre eine hohe Besteuerung 

für besonders toxikologische Pestizide essentiell, um die 
Nachfrage zu verringern (Finger et al. 2017). 

Bereits bestehende Instrumente, z. B. Pestizidsteuern in 
Dänemark und Norwegen, können eine Orientierung bei 
der Ausgestaltung geben, sollten aber nationalen Gege-
benheiten angepasst werden. Gemäß Möckel et al. (2015) 
wäre ein Hektar-Basispreis von 20 Euro für die maximale 
zulässige Aufwandmenge je PSM pro Hektar und Jahr 
effizient, um den erwünschten ökonomischen Anreiz zur 
Reduktion zu erreichen.  

Die Aufwandmenge spiegelt hierbei die unterschiedli-
chen Wirkungshöhen der PSM und somit deren Gefahr 
für die Umwelt am genausten wider. Die Erweiterung des 
Basispreises erfolgt gemäß dem Vorschlag durch einen 
humantoxikologischen Faktor, der sich anhand der im 
PSM enthaltenen Wirkstoffe errechnet und angemessen 
die Risikohöhe des Pestizideinsatzes für die betroffenen 
Gruppen widergibt.  

Hinzu kommt ein Zusatzrisikofaktor für PSM, die auf EU-
Ebene als substituierbar gekennzeichnet sind (Faktor 1,5) 
und PSM, die in Häusern und Kleingärten verwendet 
werden (Faktor 4), da beide Gruppen ein erhöhtes Risiko 
auf Umwelt und Gesundheit darstellen. 

Um die richtige Lenkungswirkung zu erreichen, sollte die 
Abgabe bei inländischen Hersteller_innen und Impor-
teur_innen erhoben und auf den Verkaufspreis aufge-
schlagen werden. Das dadurch erzielte Preissignal veran-
lasst, dass Anbauprodukte, bei deren Erzeugung ein 
merklich hoher Pestizideinsatz erfolgt, teurer werden. 
Hierbei kann als direkte Wirkung eine mögliche Binnen-
substitution zu weniger risikobehafteten Mitteln entste-
hen.  

Direkt kann bewirkt werden, dass PSM in übermäßiger 
Verwendung eingedämmt und nur bei ökonomischer 
Erforderlichkeit verwendet werden. Laut den Berechnun-
gen würde die Abgabe PSM, die nur einen geringen Anteil 
der Produktionskosten in der Landwirtschaft ausmachen, 
durchschnittlich um 40 % pro Hektar erhöhen (Möckel et 
al. 2015). 

Laut Möckel et al. 2015 ist eine verschlechterte Wettbe-
werbsfähigkeit der von der Steuer betroffenen Land-
wirt_innen nicht zu erwarten und für diese nach einer 
Abschätzung der gesamten Gewinnwirkung auch im 
internationalen Wettbewerb stützfähig.  

Bei der Pestizidsteuer soll nicht eine Steuer auf den kon-
ventionellen Landbau erhoben werden, sondern eine 
Besteuerung aller PSM, sowohl im ökologischen Landbau 
als auch auf Kleinflächen oder kommunalen Freiflächen 
gesetzt werden, deren primäres Ziel es ist eine verursa-
chergerechte Kostenanhaftung zu erzielen (siehe Gawel, 
E. 2017).  

http://www.foes.de/
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Einkommenseffekte 

Kurzfristig ist durch eine Erhöhung der Pestizidpreise 
aufgrund der Steuer ein geringeres Einkommen der 
Landwirt_innen zu erwarten. Aktuelle Studien weisen 
jedoch darauf hin, dass die Einkommensreduktion gering 
sei. Die tatsächliche Mehrbelastung der Landwirtschaft 
bliebe damit in der Summe minimal. So habe sich in einer 
untersuchten Gruppe von 1.164 dänischen Farmen her-
ausgestellt, dass ein Drittel der von der Steuer betroffe-
nen Ackerbaubetriebe in diesem Zuge nicht kostenorien-
tiert handele, sondern Pestizide zur Ertragsmaximierung 
nutze (Pederson, A. 2012).  

In Dänemark konnte eine signifikante Pestizidreduktion 
erreicht werden, ohne dass Einbußen in landwirtschaftlich 
generierten Einkommen und Produktionsniveaus hinge-
nommen werden mussten (Nielsen. H. 2005). In Frank-
reich wurde bei einer 30-prozentigen Verringerung des 
Einsatzes von Pestiziden keine Minderung des Einkom-
mens von Landwirt_innen beobachtet (Jacquet, F. 2011). 

Mittelverwendung 

Die geringen Transaktionskosten, die mit einer Pestizid-
steuer einhergehen, ermöglichen eine effiziente Verwen-
dung der Steuererlöse (Finger et al. 2017). Die potentiel-
len Einnahmen aus der Abgabe würden in Deutschland 
laut Möckel et al. (2015) auf ca. eine Milliarde Euro ge-
schätzt (Möckel et al. 2015). Die Mittelverwendung sollte 
die Internalisierung der externen Effekte des Pestizidein-
satzes verbessern und Hebeleffekte in Bezug auf die Risi-
koreduzierung des Pestizideinsatzes veranlassen sowie 
den notwendigen Einsatz weiter reduzieren. 

Dies kann durch unterschiedliche Technologieänderun-
gen oder einer Umlenkung zur ökologischen oder pesti-
zidarmen Landwirtschaft erfolgen (Finger et al. 2017). 

Hierbei empfehlen Möckel et al. (2015) die Nutzung der 
steuerlichen Mittel auf zwei Ebenen. Einerseits durch 
einen pauschalen Rückfluss eines bestimmten Anteils in 
die Landwirtschaft, um möglichen Auswirkungen der 
Steuer, wie Ertragsausfällen, entgegen zu wirken, ohne 
ihre dabei bereits erzielte Lenkungswirkung zu verletzen.  

Auf der zweiten Ebene wäre eine Ausrichtung auf die 
positiven Effekte durch die Reduktion von Pestiziden auf 
Mensch und Umwelt sinnvoll. So bietet sich beispielswei-
se die Finanzierung von Forschung, Umweltberatung für 
Landwirt_innen, Einrichtungen für Gewässerschutz und 
die Wiederherstellung von durch Pestizideinsatz verrin-
gerter Vegetation an (Gawel, E. 2017). Eine gezielte Mit-
telverwendung findet teils auch im Ausland statt: So wird 
in Frankreich das Aufkommen zur Reinigung von pesti-
zidbelastetem Wasser verwendet (Finger et al. 2017). 

Fazit 

In der aktuellen politischen Debatte spielen ökonomische 
Instrumente zur Optimierung des Pestizideinsatzes als 
Teil des Policy-Mix kaum eine Rolle. Trotz ihrer Vorteile 
gegenüber ordnungsrechtlicher und anderer Instrumen-
te, bestehen jedoch häufig große Vorbehalte gegenüber 
Steuern, Abgaben etc. (Finger et al. 2017). Dabei können 
sie, wie Berechnungen für Deutschland und Beispiele aus 
dem Ausland zeigen, einen effektiven und effizienten 
Beitrag leisten den Eintrag zu reduzieren und die exter-
nen Kosten verursachergerecht anzulasten. Die offene 
Diskussion über ökonomische Instrumente zur Reduzie-
rung des Pestizideintrages ist wichtig – im Sinne einer 
nachhaltigen und zugleich effizienten Landwirtschaft. 
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